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Die Anmeldung von Pflanzenstärkungsmitteln nach dem 
Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 
Registration of Plant Strengtheners according to the Plant Protection Act of 15 September 1986 
Von H.-A. Carganico und H.-Th. Laermann 
Zusammenfassung 
Mit dem Pflanzenschutzgesetz vom 15. September 1986 wurde 
der Begriff „Pflanzenstärkungsmittel" eingeführt. Zugleich 
sieht das Gesetz eine Verpflichtung zur Anmeldung bei der 
Biologischen Bundesanstalt vor, wenn Pflanzenstärkungsmit­
tel in den Verkehr gebracht werden sollen. Im Einzelhandel ist 
die Abgabe in Selbstbedienung verboten. 
Die Bestimmungen über die Anmeldung von Pflanzenstär­
kungsmitteln werden erläutert und das bei der Biologischen 
Bundesanstalt praktizierte Anmeldeverfahren beschrieben. 
Zu den Problemen, die in diesem Zusammenhang aufgetreten 
sind, wird ausführlich Stellung genommen. Da lediglich Pflan­
zenstärkungsmittel angemeldet werden können, werden 
Abgrenzungsfragen zu den nach dem Pflanzenschutzgesetz 
zulassungspflichtigen Pflanzenschutzmitteln und Wachstums­
reglern sowie den Pflanzenhilfsmitteln und Bodenhilfsstoffen 
im Sinne des Düngemittelrechts erörtert. 
Abstract 
The term "Plant Strengtheners" has been introduced with the Plant 
Protection Act of September 1986. At the same time the Act requires 
registration by the Federal Biological Research Centre, if "Plant 
Strengtheners" are intended to be marketed. Their marketing in the 
retail trade by means of self-service is forbidden. The requirements for 
the rcgistration of these products by the Federal Biological Research 
Ccntre are described. Problems occurring during the registration 
procedure are explaincd in detail. Only "Plant Strengtheners" can be 
registered, therefore criteria are discussed to separate "Plant Strength­
eners" from plant protection products and plant growth regulators, as 
weil as "plant help products" (Pflanzenhilfsmittel) and "soil help 
compounds" (Bodenhilfsstoffe) according to the Fcrtilizer Act. 
Mit dem Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzen­
schutzgesetz - PflSchG) vom 15. September 1986 (6) ist der 
Begriff „Pflanzenstärkungsmittel" eingeführt worden. Es wer­
den hierunter Stoffe verstanden, ,,die ausschließlich dazu 
bestimmt sind, die Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegen 
Schadorganismen zu erhöhen, ohne daß diese Stoffe schädli­
che Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier 
oder auf den Naturhaushalt haben". Darüber hinaus gehören 
diejenigen Stoffe zu den Pflanzcnstärkungsmittcln, die die 
Widerstandsfähigkeit von Pflanzen gegen nichtparasitär verur­
sachte Krankheiten, z.B. Klima- oder Umweltschäden, erhö­
hen. Derartige Beeinträchtigungen werden den durch Schad­
organismen verursachten gleichgestellt, § 2 Abs. 1 Nm. 7, 10 
PflSchG. 
Pflanzenstärkungsmittel dürfen nur in den Verkehr 
gebracht werden, wenn sie vom Hersteller, Vertriebsunter­
nehmer oder Importeur bei der Biologischen Bundesanstalt in 
Braunschweig angemeldet sind. Verstöße gegen diese Ver­
pflichtung können mit einer Geldbuße bis zu 10 000,- DM 
geahndet werden. Zudem besteht das Verbot, Pflanzenstär­
kungsmittel im Einzelhandel durch Automaten oder durch 
andere Formen der Selbstbedienung in den Verkehr zu 
bringen. 
Die schon im Pflanzenschutzgesetz von 1968 (12) enthaltene 
Sonderstellung der Mittel zur Erhöhung der Widerstandsfä­
higkeit von Pflanzen wurde beibehalten, indem der Gesetzge­
ber sich lediglich für deren Anmeldung und nicht für das bei 
den Pflanzenschutzmitteln obligatorische Zulassungsverfahren 
entschied (10). Damit sollte die Verkehrsfähigkeit solcher 
Mittel erleichtert werden, die z. 8. bei sogenannten alternati­
ven Verfahren des Landbaues verwendet werden (2). 
Auch Pflanzenstärkungsmittel müssen - wenn sie wirken 
· sollen - wie die Pflanzenschutzmittel biologisch aktiv sein. Es
ist daher nicht ausgeschlossen, daß derartige potente Stoffe in
biologische Systeme - z.B. beim Warmblüter - eingreifen und
zu unerwünschten Nebeneffekten führen können. Die in das
Pflanzenschutzgesetz aufgenommenen Regelungen über die
Anmeldung von Ptlanzenstärkungsmitteln dienen daher
zugleich dem Ziel, schädliche Auswirkungen auf die Gesund­
heit von Mensch und Tier oder den Naturhaushalt abzuwen­
den (1).
Nachdem die Vorschriften des Pflanzenschutzgesetzes über 
die Anmeldung von Pflanzenstärkungsmitteln am 1. Juli 1988 
in Kraft getreten sind, liegen nunmehr dreijährige Erfahrun­
gen mit dem Anmeldeverfahren vor. Der folgende Beitrag will 
die entsprechende Praxis der Biologischen Bundesanstalt 
erläutern. Gleichzeitig wird auf verschiedene Probleme hinge­
wiesen, die im Zusammenhang mit den Anmeldungen bei der 
Biologischen Bundesanstalt aufgetreten sind. 
II 
Vorauszuschicken ist, daß lediglich Pflanzenstärkungsmittel 
angemeldet werden können. Die Biologische Bundesanstalt 
prüft deshalb zunächst, ob das Produkt, das ihr im Rahmen 
einer Anmeldung vorgestellt wird, tatsächlich dieser Mittel­
gruppe zuzuordnen ist. 
Maßgeblich insoweit ist zunächst die Zweckbestimmung, 
mit der ein Produkt vertrieben werden soll. Sie wird sich in 
aller Regel aus der Gebrauchsanleitung und der Kennzeich­
nung entnehmen lassen, die der Biologischen Bundesanstalt 
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mit der Anmeldung vorzulegen sind. Für die Ermittlung der 
Zweckbestimmung kommt es dabei nicht allein auf den Wort­
laut der Angaben in der Gebrauchsanleitung an, sondern auch 
darauf, welche Inhalte diesen unter Berücksichtigung der Ver­
kehrsauffassung der Beteiligten dem Sinne nach zu entnehmen 
sind. 
Pflanzenstärkungsmittel dürfen keinen Schutzzweck zum 
Ziele haben. Die Zweckbestimmung muß ausschließlich die 
Erhöhung der Widerstandsfähigkeit der Pflanze gegen den 
betreffenden Schadorganismus bzw. die nichtparasitäre Beein­
trächtigung beinhalten; sie darf nicht auf eine unmittelbare 
Bekämpfung oder Verminderung von Schadorganismen bzw. 
nichtparasitären Beeinträchtigungen gerichtet sein. 
Neben der Zweckbestimmung kann allerdings auch die 
Zusammensetzung eines Mittels wichtige Anhaltspunkte für 
dessen Zuordnung liefern. Enthält es typische Pflanzenschutz­
mittelwirkstoffe, so ist regelmäßig davon auszugehen, daß 
eine unmittelbare Wirkung auf den Schadorganismus besteht. 
Eine Deklaration als Pflanzenstärkungsmittel stünde in sol­
chen Fällen nicht im Einklang mit dem Pflanzenschutzgesetz. 
Ähnlich wie die Zusammensetzung kann darüber hinaus die 
Wirkungsweise (mode of action) eines Mittels für seine Zuord­
nung von Bedeutung sein. Produkte, denen nach dem Stand 
der wissenschaftlichen Erkenntnis keine die Widerstandskraft 
von Pflanzen erhöhende Wirkung zukommen kann, gehören 
nicht zu den Pflanzenstärkungsmitteln. Probleme bereitet in 
diesem Zusammenhang aber, daß für eine Vielzahl von Stof­
fen gerade pflanzlicher Herkunft die erforderlichen Kennt­
nisse fehlen, um ihre Wirkungsweise hinreichend sicher beur­
teilen zu können (8, 9). 
Bei der Zuordnung von Produkten zu den Pflanzenstär­
kungsmitteln bereiten Abgrenzungsfragen zu den Wachstums­
reglern einerseits und den Pflanzenhilfsmitteln bzw. Boden­
hilfsstoffen im Sinne des Düngemittelgesetzes (3) andererseits 
die praktisch häufigsten Schwierigkeiten. Solche Mittel wer­
den immer wieder als Pflanzenstärkungsmittel angemeldet. 
Deshalb sollen im folgenden die entsprechenden Begriffsbe­
stimmungen aufgeführt und kurz erläutert werden (10). 
Wachstumsregler sind definiert als „Stoffe, die dazu 
bestimmt sind, die Lebensvorgänge von Pflanzen zu beeinflus­
sen, ohne ihrer Ernährung zu dienen". Diese Definition wurde 
deshalb so weit gefaßt, damit eine lückenlose Zuordnung 
nahezu aller Mittel, die keinen Schutzzweck in Hinblick auf 
Pflanzen haben, zu den Pflanzenschutzmitteln möglich ist. 
Theoretisch könnten die Pflanzenstärkungsmittel daher auch 
zu den Wachstumsreglern und damit zu den Pflanzenschutz­
mitteln gezählt werden. Ihre praktische Sonderstellung im 
Gesetz soll - wie schon erwähnt - in erster Linie Mitteln 
Rechnung tragen, die bei sogenannten alternativen Verfahren 
des Landbaues verwendet werden. 
Pflanzenhilfsmittel werden im Düngemittelgesetz definiert 
als „Stoffe ohne wesentlichen Nährstoffgehalt, die dazu 
bestimmt sind, auf die Pflanzen einzuwirken oder die Aufbe­
reitung organischer Stoffe zu beeinflussen". Nach der Begrün­
dung zum Düngemittelgesetz werden hierunter in erster Linie 
Aufbereitungshilfsmittel für organische Dünger verstanden. 
Sie sind begrifflich von den eigentlichen Düngemitteln u. a. 
auch deshalb abgegrenzt, weil ihre häufig hervorgehobenen 
Wirkungen und Wachstumseinflüsse an spezielle Vorausset­
zungen gebunden sind, die sich in der Regel nicht exakt prüfen 
und nachweisen lassen. 
Verschiedentlich werden darüber hinaus Stoffe, die auf den 
Boden wirken, als Pflanzenstärkungsmittel deklariert. Da 
diese Mittel in der Regel unmittelbar auf den Boden einwirken 
und nur mittelbar auf die Pflanzen, müssen sie den Bodenhilfs-
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stoffen zugeordnet werden. Sie sind im Düngemittelgesetz 
definiert als „Stoffe ohne wesentlichen Nährstoffgehalt, die 
den Boden biotisch, chemisch oder physikalisch beeinflussen, 
um seinen Zustand oder die Wirksamkeit von Düngemitteln 
zu verbessern, insbesondere Bodenimpfmittel, Bodenkrüm­
ler, Bodenstabilisatoren, Gesteinsmehle". 
Zurück zu den Pflanzenstärkungsmitteln: Ein typisches Bei­
spiel für pflanzenstärkende Wirkungen ist die Erhöhung des 
genetisch fixierten pflanzeneigenen Resistenzpotentials durch 
spezifische Induktoren, d. h. Aktivierung einer Resistenz in 
der Pflanze (induzierte Resistenz) (14). Die Wirkungsweise ist 
- obwohl die Pflanzen kein Immunsystem im humanpathologi­
schen Sinn haben - der Immunisierung beim Warmblüter
durch „Impfung" vergleichbar. Die Pflanze toleriert den
Schadorganismus ohne besonderen Leistungsabfall, bzw. der
Schadorganismus kann sich aufgrund von Resistenzmechanis­
men nicht ausbreiten.
Als Pflanzenstärkungsmittel sind z.B. auch Stoffe anzuse­
hen, die dazu führen, daß die Pflanzen eine dickere Epidermis 
ausbilden oder dort Substanzen einlagern und somit das Ein­
dringen des Schadorganismus in Form einer Penetrationshem­
mung erschweren bzw. unmöglich machen. So wurden etwa 
bestimmte silikathaltige Produkte als Pflanzenstärkungsmittel 
angemeldet. Anders sind hingegen Stoffe zu beurteilen, die 
eine Art mechanischen Schutz erzeugen, in dem sie, wie 
verschiedene Wundverschlußmittel, lediglich eine äußere 
Schutzschicht über die Pflanze ziehen, ohne einen aktiven 
Schutzmechanismus gegen den Schadorganismus in der 
Pflanze zu entwickeln. 
III 
Pflanzenstärkungsmittel dürfen, wie eingangs erwähnt, keine 
schädlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier oder auf den Naturhaushalt haben. Mittel, die diese 
Voraussetzungen nicht erfüllen, sind per definitionem keine 
Pflanzenstärkungsmittel, auch wenn sie ihrer Zweckbestim­
mung nach die Widerstandsfähigkeit von Pflanzen erhöhen 
sollen. Sie sind vielmehr den Pflanzenschutzmitteln zuzuord­
nen und als solche zulassungspflichtig (2, 11). 
Diese Zuordnung ergibt sich aus einer Zusammenschau der 
in § 1 Nr. 1 PflSchG enthaltenen Zweckbestimmung, Pflanzen 
vor Schadorganismen und nichtparasitären Beeinträchtigun­
gen zu schützen sowie den Pflanzenschutz- bzw. Pflanzenstär­
kungsmitteldefinitionen in § 2 Abs. 1 Nrn. 9 und 10 PflSchG. 
Aus der Zweckbestimmung folgt, daß „Schutz" im Sinne des 
Gesetzes umfassend zu verstehen ist. Die Stärkung der Wider­
standsfähigkeit von Pflanzen gegen Schadorganismen ist daher 
als ein Teilbereich des Begriffes „Pflanzenschutz" anzusehen. 
Mittel, die diesem Zweck dienen, werden demnach als Pflan­
zenstärkungsmittel nur dann vom Begriff der Pflanzenschutz­
mittel ausgenommen und dem einfacheren Anmeldeverfahren 
für Pflanzenstärkungsmittel unterstellt, wenn sie unschädlich 
sind; anderenfalls sind sie Pflanzenschutzmittel. 
Kommt es demzufolge für eine Zuordnung zu den Pflanzen­
stärkungsmitteln auch auf ihre Unschädlichkeit an, bedürfen 
die Begriffsmerkmale ,, ... ohne daß diese Stoffe schädliche 
Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder 
auf den Naturhaushalt haben" der näheren Erläuterung. 
Geschützt sind danach - dies ist als erstes festzuhalten - neben 
der Gesundheit von Mensch und Tier der Naturhaushalt, zu 
dem seine Bestandteile Boden, Wasser, Luft, Tier- und Pflan­
zenarten sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen gehören. 
Mögliche Auswirkungen von Pflanzenstärkungsmitteln dür­
fen zweitens nicht zu Schäden an den genannten Schutzgütern 
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führen. Als Schäden sind - allgemein formuliert - solche 
Beeinträchtigungen anzusehen, die nach Schwere, Umfang 
oder Dauer eine Intensität erreichen, daß sie unmittelbar oder 
mittelbar „Funktionsstörungen" der Gesundheit von Mensch 
und Tier oder des Naturhaushaltes hervorrufen. Dabei wird es 
insbesondere hinsichtlich des Naturhaushaltes einer werten­
den Betrachtung im Einzelfall bedürfen, ob den Auswirkun­
gen eines Mittels das erforderliche Gewicht zukommt. Maß­
stab für die Beurteilung dürfte z.B. sein, ob seine Leistungsfä­
higkeit im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes (5) beein­
trächtigt wird. 
Aus dem Wortlaut der Pflanzenstärkungsmitteldefinition 
,,. .. ohne daß diese Stoffe schädliche Auswirkungen ... 
haben" ergibt sich als drittes, daß die Mittel von derartigen 
Wirkungen frei sein müssen. Die Tatsache, daß die Nicht­
schädlichkeit zu den Begriffsmerkmalen eines Pflanzenstär­
kungsmittels gehört, führt dabei zu einer abstrakten Betrach­
tungsweise: die Eignung, schädliche Auswirkungen hervorru­
fen zu können, wird regelmäßig genügen, um einen Stoff von 
den Pflanzenstärkungsmitteln auszunehmen. 
Vor diesem Hintergrund wird man bei der Zuordnung von 
Mitteln auf Regelungen zurückgreifen können, die ebenfalls 
an abstrakten Risiken von Stoffen anknüpfen, z.B. den 
Gefährlichkeitsmerkmalen nach § 3a Abs. 1 des Chemikalien­
gesetzes (7). Für Stoffe, die nach den chemikalienrechtlichen 
Bestimmungen als gefährlich einzustufen sind, dürfte deshalb 
regelmäßig eine Indizwirkung dafür bestehen, daß die Stoffe 
mangels Nichtschädlichkeit nicht den Pflanzenstärkungsmit­
teln zugeordnet werden können. Allerdings ist anzumerken, 
daß die Frage möglicher schädlicher Auswirkungen nicht 
abschließend durch den Rückgriff auf das Chemikalienrecht 
beantwortet wird; jedes Mittel, das als Pflanzenstärkungsmit­
tel angemeldet wird, muß die Voraussetzung „Nichtschädlich­
keit für die Gesundheit von Mensch und Tier oder den Natur­
haushalt" in umfassender Weise erfüllen. 
IV 
Pflanzenstärkungsmittel dürfen in den Verkehr gebracht wer­
den, wenn sie vom Hersteller, Vertriebsunternehmer oder 
Einführer - und nur von diesen - angemeldet worden sind. 
Die Anmeldung hat vor dem erstmaligen Inverkehrbringen zu 
erfolgen. Im Rahmen der Anmeldung, für die die Biologische 
Bundesanstalt keine Kosten erhebt, sind nach §31 Abs.1 
PflSchG anzugeben: 
1. der Name und die Anschrift des Anmelders,
2. die Bezeichnung des Pflanzenstärkungsmittels,
3. Angaben über die Zusammensetzung nach Art und Menge
mit den gebräuchlichen wissenschaftlichen Bezeichnungen,
4. die Gebrauchsanleitung und
5. die für die Behältnisse und äußeren Umhüllungen oder für
die Packungsbeilagen vorgesehene Kennzeichnung.
Dabei müssen die Gebrauchsanleitungen nach Auffassung
der Biologischen Bundesanstalt zumindest Angaben zum 
Anwendungsbereich und zu den zu beachtenden Anwen­
dungsmodalitäten enthalten. 
Mit einer entsprechenden Anmeldung ist das Verfahren für 
den Anmelder zunächst abgeschlossen. Festzuhalten bleibt 
allerdings, daß nur solche Mittel als Pflanzenstärkungsmittel 
angemeldet werden können, die die Widerstandsfähigkeit von 
Pflanzen gegen Schadorganismen erhöhen, ohne schädliche 
Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder 
auf den Naturhaushalt zu haben. Die Anmeldung führt die 
Mittel einer begrenzten Kontrolle durch die Biologische Bun­
desanstalt zu. Sie eröffnet die - in diesem Falle nachträgliche -
Möglichkeit, Pflanzenstärkungsmittel einer näheren Prüfung 
zu unterziehen, §33 Abs. 3 Nr. 2 PflSchG. Die für eine solche 
Prüfung erforderlichen Unterlagen und Proben sind vom 
Antragsteller auf Verlangen der Biologischen Bundesanstalt 
vorzulegen, § 31 Abs. 2 PflSchG. 
Die Frage, ob und in welchem Umfang Pflanzenstärkungs­
mittel durch die Biologische Bundesanstalt geprüft werden, ist 
im Einzelfall nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden. 
Eine Regelprüfung findet nicht statt. Prüfungen werden aber 
insbesondere dann zu erfolgen haben, wenn begründete Zwei­
fel an der Unschädlichkeit eines Pflanzenstärkungsmittels be­
stehen. 
In diesem Zusammenhang ist nachdrücklich darauf hinzu­
weisen, daß das Pflanzenschutzgesetz für Pflanzenstärkungs­
mittel keine bestimmte Wirksamkeit erfordert. Die Biologi­
sche Bundesanstalt hat dementsprechend - entgegen häufig 
geäußerten Erwartungen - in der Regel nicht geprüft, ob ein 
Stärkungsmittel hinreichend wirkt. Zudem dürften die für 
Pflanzenschutzmittel entwickelten Methoden, die auf den 
klassischen naturwissenschaftlichen Nachweis von Wirkungs­
weise und Wirksamkeit ausgerichtet sind, Pflanzenstärkungs­
mitteln vielfach nicht gerecht werden. Exakt zu beschreibende 
Wirkungen werden sich bei diesen Mitteln oftmals nicht defi­
nieren lassen. Allerdings verlangt die Biologische Bundesan­
stalt in Fällen, in denen konkrete Anhaltspunkte dafür beste­
hen, daß keinerlei die Widerstandskraft von Pflanzen erhö­
hende Wirkungen vorhanden sind, nähere Angaben zur Wir­
kungsweise bzw. Wirksamkeit der Mittel. 
Die Aufnahme der Vorschriften über die Anmeldung von 
Pflanzenstärkungsmitteln in das Pflanzenschutzgesetz dient 
dem Ziel, Kenntnisse über deren Eigenschaften sowie über 
Art und Menge ihrer Zusammensetzung zu gewinnen. Nicht 
auszuschließende schädliche Auswirkungen der Mittel sollen 
abgewendet werden können. § 31 des Pflanzenschutzgesetzes 
will sicherstellen, daß diese Kenntnisse beim Hersteller, Ver­
triebsunternehmer oder Einführer vorhanden sind, bevor die 
Mittel in den Verkehr gebracht werden. Nach Auffassung des 
federführenden Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten des Deutschen Bundestages „reicht hierfür eine 
Verpflichtung zur Anmeldung bei der Biologischen Bundesan­
stalt aus; denn·mit der Anmeldung übernimmt der Anmelder 
die Verantwortung, daß das Mittel keine schadlichen Auswir­
kungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf den 
Naturhaushalt hat" (1). 
Daneben ermöglicht die Anmeldung, Pflanzenstärkungs­
mittel - insbesondere im Falle des Verdachts schädlicher 
Auswirkungen - in der zuvor dargelegten Weise zu prüfen. 
Vor dem Hintergrund der intensiven und umfangreichen 
Zulassungsprüfung für Pflanzenschutzmittel ist verschiedent­
lich kritisiert worden, daß Pflanzenstärkungsmittel lediglich 
einer Anmeldung bedürfen, um verkehrsfähig zu sein. Pro­
bleme hat in der Vergangenheit tatsächlich bereitet, daß die 
Biologische Bundesanstalt zur toxikologischen Beurteilung 
dieser Mittel - der Prüfung möglicher schädlicher Auswirkun­
gen auf die Gesundheit von Mensch und Tier - auf die 
Inanspruchnahme qualifizierter Hilfe Dritter angewiesen war. 
Nunmehr besteht aber in der Außenstelle der Biologischen 
Bundesanstalt in Kleinmachnow die Möglichkeit, auch toxiko­
logischen Fragestellungen bei der Prüfung von Pflanzenstär­
kungsmitteln nachzugehen. 
An dieser Stelle ist ergänzend zu erwähnen, daß neben den 
Vorschriften über die Anmeldung die zivilrechtliche Produkt­
haftung umfangreiche Herstellerpflichten begründet, die die 
Gefahrlosigkeit von Pflanzenstärkungsmitteln sicherstellen 
helfen. Unter Produkthaftung ist - verkürzt dargestellt - die 
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Haftung des  Produzenten für bestimmte Schäden zu verste­
hen, die beim Anwender oder Dritten infolge e ines Fehlers 
des Produktes eingetreten sind .  Dabei hat die Definition der 
Pflanzenstärkungsmittel als Stoffe ,  die n icht zu schädli chen 
Auswirkungen führen  dürfe n ,  durchaus Bedeutung für die 
Haftungsvoraussetzungen ( 15) . Sie dürfte die Anforderungen 
benennen , die auch im haftungsrechtlichen Zusammenhang an 
ein feh lerfreies , sicheres Pflanzenstärkungsmittel gestellt wer­
den können . 
Zudem müssen zur Vermeidung von Schäden bei der Ent­
wicklung und Produktion der Mit te l ,  aber auch bei  den Anga­
ben für ihre Handhabung, der aktuelle Stand von Wissen­
schaft und Technik Berücksich tigung finden ( 13 ,  16) . 
Durch das neue Produkthaftungsgesetz (4) , das am 1 .  
Januar 1990 in Kraft getreten i s t ,  wird die Haftung, insbeson­
dere für Körper- und Gesundheitsschäden über die allge­
meine , aus den Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches 
abgelei tete Produkthaftung h inaus noch erweitert . Das Gesetz 
begründet eine verschuldensunabhängige Gefährdungshaf­
tung des Herste l lers für seine Produkte . Allerdings enthält es 
für seinen Regelungsbereich auch versch iedene Haftungsbe­
schränkungen , so beispielsweise für Sachschäden,  die im  
betrieb l ichen Bereich entstanden sind . 
Hinzuweisen ist aber darauf, daß e ine Verle tzung der 
beschriebenen Herstel lerpfl ichten im Rahmen der Produkt­
haftung erst dann Folgen nach sich zieht ,  wenn Schäden 
eingetreten sind und hierfür Ersatz verlangt wird . 
Als Ergebnis b le ibt  festzuhal ten,  daß die gesetzl ichen Rege­
l ungen ,  die schädl ichen Auswirkungen von Pflanzenstärkungs­
mitteln en tgegenwirken , im wesentlichen ausreichen dürfte n .  
In Anbetracht bisher bekannt gewordener Risiken genügt 
grundsätzl i ch die Möglichke i t  zur Prüfung dieser Mittel durch 
die Biologische B undesanstal t .  Auf die Probleme ,  die bisher 
bestanden haben , humantoxische Risiken angemeldeter Mittel  
erkennen zu können , wurde bereits h ingewiesen .  
V 
Die Schwierigkeiten ,  Pflanzenstärkungsmittel sowohl von den 
Pflanzenschutzmi t te ln  e insch l ießlich der Wachstumsregler als 
auch von den Pflanzenhi lfsmitteln und Bodenhilfsstoffen 
abzugrenzen ,  wurden bereits angesprochen . Mitte ln , die ord­
nungsgemäß als Pflanzenstärkungsmittel angemeldet wurden , 
teilt die Biologische B undesanstalt deshalb eine Stärkungsmit­
tel-Nummer zu . Neben den verwaltungsinternen Erfordernis­
sen , denen die Vergabe einer Stärkungsmittel-Nummer dient , 
erleichtert ihre Angabe auf Behältnissen und abgabefertigen 
Packungen sowohl den mit der Durchführung des Pflanzen­
schutzgesetzes befaßten Landesbehörden als auch den Ver­
brauchern die Zuordnung dieser Produkte . Allerdings kann 
eine en tsprechende Angabe auf den Mittelpackungen nicht 
verlangt werden ; die Biologische Bundesanstalt besitzt keine 
Ermäch tigung, best immte Kennzeichnungen für Stärkungs­
mittel vorzuschreiben . Ergänzend sei angemerkt ,  daß bisher 
25 Pflanzenstärkungsmittel bei der B iologischen Bundesan­
stalt angemeldet wurden und eine entsprechende Stärkungs­
mittel-Nummer erhalten haben . 
Nachrich tenb l .  Deut. Pfl anzenschutzei . ( Braunschwe ig) 43. 199 1 
Abschl ießend soll ein weiterer Unterschied zwischen Pflan­
zenschutzmitte l n  und Pflanzenstärkungsmitte l n  hervorgeho­
ben werden . Während Zulassungen von Pflanzenschutzmitte ln 
nach Ablauf von längstens 10 Jahren erneut erteilt werden 
müssen , wenn die Mittel weiterhin in den Verkehr gebracht 
oder eingeführt werden sol l en ,  si nd angemeldete Pflanzenstär­
kungsmittel unbefristet verkehrsfähig .  In diesem Zusammen­
hang ist aber darauf hinzuweisen , daß Änderungen z . B .  im 
Rahmen der Zweckbestimmung eines Produktes dazu führen 
können , daß es sei ne Eigenschaft als Pflanzenstärkungsmittel 
verliert . Des weiteren können Änderungen der Zusammenset­
zung nach Art und Menge bewirken,  daß ein nicht angemelde­
tes Produkt vertri eben wird . Um hieraus entstehenden Proble­
men rechtzeitig begegnen zu können ,  sol l ten der Biologischen 
Bundesanstalt deshalb Änderungen zu den Anmeldeangaben 
und -unterlagen im Sinne des § 31 Abs . 1 Pf!SchG mitgetei l t  
werden .  
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